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Landkreis: Heilbronn 
Gemeinde: Zaberfeld 
Gemarkung: Zaberfeld 

Bebauungsplan 

Feuerwehrhaus Zaberfeld 
Maßstab 1:500  
Projektnummer: 320240115 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

 

Untergruppenbach, den 10.12.2024 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan  

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 10.12.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 20.12.2024 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)     vom 30.12.2024 bis 30.01.2025 

Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 (1) BauGB)            vom 30.12.2024 bis 30.01.2025 

Beschluss der Veröffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB am ......................  

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am ......................  

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB)  vom ................. bis ......................  

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am ......................  

     Ausgefertigt: Zaberfeld den .........................  

Diana Danner, Bürgermeisterin 

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des  
Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

Zur Beurkundung: 

Diana Danner, Bürgermeisterin 

Vorentwurf 
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Textteil für den Bebauungsplan  

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9 und 10 des Baugesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) und § 4 Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. 
S. 698), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231). Es gilt 
die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Feuerwehrhaus Zaberfeld“ 
 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 (1) Nr. 5 BauGB 

Zweckbestimmung: Feuerwehrhaus. Zulässig sind Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, 
die der festgesetzten Zweckbestimmung dienen. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Plan 

a) GRZ= Grundflächenzahl nach § 17 i. V. m. § 19 BauNVO als Höchstgrenze 

Mit den in § 19 (4) Satz 1 genannten Anlagen ist eine Überschreitung der zulässigen 
Grundfläche bis zu einer Grundflächenzahl von maximal 0,95 zulässig (§ 19 (4) Satz 3 
BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen (§ 16 (2) Nr.4 BauNVO + § 18 BauNVO) 

Die Höhe baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung des höchsten Gebäudepunkts 
(HGP=Oberkante Dachhaut oder Attika), in Normalnullhöhe und als Höchstmaß, nach 
oben begrenzt. (wird im weiteren Verfahren ergänzt).  

Technisch notwendige Einzelbauteile und Aufbauten sind von der Höhenbeschränkung 
ausgenommen (z.B. Aufzugsüberfahrten, Lüftungseinrichtungen und aufgeständerte 
Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie). 

1.3 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. 

Zugelassen sind nur Einzelhäuser ohne Längenbeschränkung aber mit seitlichen 
Grenzabständen im Sinne der offenen Bauweise (b). 

1.4 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

Offene Stellplätze sind außerhalb der Baugrenzen zulässig. 
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1.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und   
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von PKW-Stellplätzen darf nur mit einer dauerhaft wasserdurchlässigen 
Flächenbefestigung (Rasengitter, Rasenpflaster, Dränpflaster oder ähnlichem) erstellt 
werden.  

b) Durch Baumaßnahmen bedingte Bodenverdichtungen sind auf ein Minimum zu 
beschränken. Verdichtete Bereiche sind nach Abschluss der Bauarbeiten durch geeignete 
Maßnahmen wieder wirkungsvoll zu lockern. 

Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterboden 
des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für 
Auffüllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. 
Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 

Mutterboden, der beim Bau (der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen und anderen 
Änderungen der Erdoberfläche) anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten 
auszuheben und in maximal zwei Meter hohen Mieten zu lagern. Er ist in kulturfähigem, 
biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu 
verwenden. 

c) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. 
Es sind Leuchten zu wählen, die kein Streulicht erzeugen. Die Außenbeleuchtung ist auf 
das unbedingte erforderliche Maß zu beschränken. 

d) Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass keine Lebensstätten geschützter Tierarten 
(z.B. Vogelnester, Fledermausquartiere, Mulch bewohnende Käfer oder 
Eidechsenvorkommen) beeinträchtigt werden. 

e) Stützmauern, Lichtschächte und Entwässerungsanlagen sind so anzulegen, dass keine 
Fallen für Kleintiere entstehen.   

f) Artenschutzrechtliche Maßnahmen: Europäische Vogelarten (vgl. Fachbeitrag Artenschutz 
4.1) 
Im Vorfeld der Baumaßnahme sind im Zeitraum zwischen dem 1.10. und dem 28.2 alle 
Gehölze auf den Stock zu setzen. Holz und Astwerk sind abzuräumen. Ab Beginn der 
Vegetationsphase ist die Fläche alle 2 Wochen zu mähen und das Mähgut abzufahren. 
In den Gehölzbeständen der Umgebung sind nach den o.g. Rodungsmaßnahmen bist 
spätestens 28.2. 2 Nistkästen für Blaumeisen (Fluglochweite 26 mm) und 2 Nistkästen für 
Kohlmeisen (Fluglochweite 32 mm) aufzuhängen. 

g) Artenschutzrechtliche Maßnahmen: Reptilien (vgl. Fachbeitrag Artenschutz 4.2.2) 
Ende Februar ist das Baufeld nach Norden, Westen und Osten reptiliensicher 
einzuzäunen. Die Zäune bleiben bis Bauende stehen. Ab Mitte /Ende März ist das Baufeld 
durch Fachkundige zu begehen und bei Bedarf die erforderlichen Maßnahmen 
(Verbringung hinter die Einzäunung) durchzuführen. 

h) Artenschutzrechtliche Maßnahmen: Tag- und Nachtfalter (vgl. Fachbeitrag Artenschutz 
4.2.3) 
An einem geeigneten Standort im artspezifisch erreichbaren Umfeld ein rd. 990 m² großer 
Weidenröschenbestand vorgezogen zum Eingriff zu etablieren. 
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1.6 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten 
Stellen sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und dauernd zu 
unterhalten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend. Artenempfehlung siehe 
Anlage der Begründung: Heimische Gehölze - Empfehlungen zur Artenauswahl und 
Pflanzung im Landkreis Heilbronn). 

b) Flachdächer von Hauptgebäuden, mit Ausnahme von Flächen für Dachterrassen und 
Aufbauten, sind mit einer extensiven Dachbegrünung aus niederwüchsigen, 
trockenheitsresistenten Stauden und Gräsern zu versehen und dauerhaft zu unterhalten. 
Die Aufbaustärke der extensiven Dachbegrünung muss mindestens 10 cm betragen. 

Hinweise: 

a) Im Plangebiet ist damit zu rechnen, dass Funde im Sinne von § 20 Denkmalschutzgesetz 
zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige Kulturdenkmale nach § 2 DSchG 
handelt. Dem Regierungspräsidium ist Gelegenheit zu geben, vor jeglichen 
Erdbewegungsarbeiten archäologische Untersuchungen durchzuführen. 

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei 
der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 
sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige 
Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden 
ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.) 

Bau- und Kunstdenkmalpfleqe: 

Innerhalb des westlichen Teils des Plangebietes (Grundstücksummer 2175) befindet sich 
ein Kulturdenkmal (siehe Planeintrag). Das Gartenhaus vom Beginn des 19. Jahrhunderts 
einschließlich der dazugehörigen Gartenfläche und den überlieferten Teilen der alten 
Einfriedung. Gartenhaus, Garten und Einfriedung sind nach § 2 DSchG geschützt. 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund 
mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren 
Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser 
erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich 
einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) 
und (6) WG). 

c) Auf Grund der geologischen Untergrundverhältnisse werden den Bauherren 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gem. DIN 4020 empfohlen. 

d) Nach Aussage der Hochwassergefahrenkarten wird der südöstliche Bereich des 
Plangebietes bei einem HQ-Extrem überschwemmt. Das Plangebiet liegt daher im 
Risikogebiet nach § 78 b Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Gegen Bauvorhaben bestehen 
keine hochwasserschutzrechtlichen Bedenken, wenn die Vorhaben in einer dem jeweiligen 
Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion der Anlage 
technisch möglich ist. Ein Verzicht auf eine hochwasserangepasste Bauweise ist zu 
begründen. 
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e) Durch Baumaßnahmen bedingte Bodenverdichtungen sind auf ein Minimum zu 
beschränken. 

Verdichtete Bereiche sind nach Abschluss der Bauarbeiten durch geeignete Maßnahmen 
wieder wirkungsvoll zu lockern. 

Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterboden 
des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für 
Auffüllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. 
Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 

Sollte Bodenaushub durch die Gestaltung des Planungsgebietes oder einem daran 
anschließenden Bauvorhaben anfallen, ist dieser vorrangig durch einen 
Erdmassenausgleich vor Ort zu verwenden. Dabei sollen durch die Festlegung von 
Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwartenden anfallenden 
Aushubmassen vor Ort verwendet werden. Sofern dies nicht möglich ist, sind 
entsprechende Verwertungs- oder Entsorgungsmöglichkeiten einzuplanen.  

Im Rahmen der Beantragung eines konkreten Bauvorhabens ist bei einer voraussichtlich 
anfallenden Menge von mehr als 500 Kubikmeter Erdaushub dem Landratsamt ein 
Abfallverwertungskonzept vorzulegen. 

Nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) ist bei 
Vorhaben von mehr als 0,5 Hektar, bei denen insbesondere durch Abgrabungen, 
Aufschüttungen, Auffüllungen, Versiegelungen und Teilversiegelungen auf natürliche 
Böden eingewirkt wird, durch den Vorhabenträger für die Planung und Ausführung des 
Vorhabens ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. Bei Vorhaben von mehr als 1 Hektar 
kann eine Bodenkundliche Baubegleitung verlangt werden. Bedarf das Vorhaben einer 
behördlichen Zulassung, ist das Bodenschutzkonzept bei der Antragstellung vorzulegen. 
Sollte ein Vorhaben zulassungsfrei sein, muss das Konzept sechs Wochen vor Beginn 
dem Landratsamt vorliegen. 

f) Um Vogelschlag und somit das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG 
zu vermeiden, wird bei großflächigen Glasfassaden und Um-Eck-Verglasungen die 
Verwendung von Vogelschutzglas empfohlen. 

 


